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Der soziale Wohnbau - ein europäisches Modell?

Im marktfernen Modell der Wohnraumversorgung solI nicht der unregulierte Markt,
sondern staatliche Intervention die Grundversorgung mit Wohnraum sicherstellen,
indem sie die Risken des Wohnungsmarktes (Preissteigerungen, Versorgungs eng-
pässe) zu einem hohen Grad entschärft. Dieses Modell basiert auf der Erkenntnis,
dass der Markt als Allokationsmechanismus gravierende Ungleichheiten in der Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Wohnraum produziert. Seine Etablierung erfolgte un-
ter bestimmten historischen Rahmenbedingungen. Ihre Charakteristika waren ein
stabiles Machtgleichgewicht zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbänden,
das die Staatsintervention politisch ermöglichte und ein eklatanter Wohnungsfehlbe-
stand (aufgrund der Wirkungen des Zweiten Weltkrieges), der eine Regulierung des
Wohnungsmarktes nötig erscheinen ließ. Das marktferne Modell, das in Mittel- und
Westeuropa Mitte des 20. Jahrhunderts in einer Art Parallelbewegung etabliert wurde,
operiert mit Instrumenten der Wohnbauförderungs- und Bestandspolitik.

In der Wohnbauförderpolitik steht eine Bandbreite von Instrumenten zur Verfü-
gung, die einen je unterschiedlichen Stellenwert besitzen und differenzierte Effekte
auslösen: Die direkten staatlichen Förderungen wirken angebotsseitig, wenn sie
als Objektförderungen, Baukosten-, Annuitäten- oder Zinszuschüsse konzipiert
sind, oder aber nachfrageseitig, sobald individuelle Wohnungsnachfrager öffent-
liche Subjektförderungen beziehen. Im marktfernen Modell der Wohnraumver-
sorgung kristallisieren sich direkte Objektförderungen (langfristige Darlehen mit
nicht marktkonformer Verzinsung) als wichtigstes staatliches Förderinstrument
heraus. Das Primärziel öffentlicher Förderpolitik liegt in einer bedarfs orientierten
Wohnungsproduktion, um die (qualitative/ quantitative) Wohnraumversorgung auf
möglichst hohem Niveau zu stabilisieren. Objektgeförderte Wohnungen unterlie-
gen strikten Mietpreis- und Belegungsbindungen und sind daher einer profitablen
Verwertung nach Marktkriterien entzogen. Die wichtigsten Nachfrager öffentlicher
Objektförderungen sind gemeinnützige Wohnungsgesellschaften, die ihr langfris-
tig gebundenes Investitionskapital überwiegend aus staatlichen Objektförderungen
lukrieren. Im Bereich der Wohnungsbestandspolitik verfolgt die Staatsintervention
das Ziel, die Mietpreise im kommunalen, privaten und gemeinnützigen Wohnungs-
teilmarkt durch Regulierung auf ein nicht marktkonformes Niveau zu reduzieren.
Gemeinnützigen Wohnungsunternehmen wird die Funktion langfristiger Partner
staatlicher Wohnungspolitik zugewiesen (Blaas 1994; Korinekl Nowotny 1994; kri-
tisch KöppI2004).

So unverzichtbar ein sozialer Wohnungs bestand für Niedrigeinkommensgruppen
ist, so wenig beschränkt er sich auf eine residuale Versorgungsfunktion für nicht oder
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nur bedingt marktfahige Haushalte. Priorität hat nicht die Obdachlosenversorgung,
sondern der Aufbau eines breiten marktfernen Segments von Mietwohnungen, das
keinen Marktschwankungen und -risken mehr unterliegt. Das soziale Wohnungswe-
sen wird im 20. Jahrhundert nicht als erweiterte soziale Fürsorge verstanden, son-
dern ist in seiner gesellschaftspolitischen Funktion an praktisch alle sozialen Grup-
pen der Bevölkerung adressiert. Aufgrund dieser »Mittelschichtenorientierung« sind
die Einkommensgrenzen für Sozialwohnungen großzügig bemessen und wird ihre
Überschreitung durch Förderungsgeber und Bauträger toleriert. Die Belegung von
Sozialwohnungen durch einkommensstärkere Mittelschichtenhaushalte gilt nicht
als systemimmanenter Mangel, sondern als positiver Beitrag zur sozialen Durchmi-
schung urbaner Wohnquartiere.

Das marktferne Modell der Wohnraumversorgung basiert auf dem Solidarprin-
zip, das die Beziehungen zwischen den Wohngenerationen und Haushalten mit un-
terschiedlichen ökonomischen Handlungsspielräumen strukturiert. Das Gros des
öffentlichen Fördervolumens wird über Steuern und/oder zweckorientierte Beitrags-
leistungen in Abhängigkeit von der ökonomischen Leistungsfahigkeit aufgebracht.
Die Tatsache, dass einkommensstarke Haushalte von den Sozialwohnungsbeständen
prinzipiell nicht ausgeschlossen sind, sichert deren finanzielle Leistungsbereitschaft
und stabilisiert die Finanzierungsbasis des Fördersystems. Für die oberen Einkom-
mensgruppen besteht wenig Grund, die Finanzierung eines Systems zu boykottieren,
das ihnen einen materiellen Nutzeffekt sichert.

Eine zentrale Wirkung des sozialen (und gemeinnütZigen) Wohnungssektors
besteht darin, dass die Kausalität zwischen der individuellen Position auf dem Ar-
beitsmarkt und jener auf dem Wohnungsmarkt aufgelöst wird. Sobald ein breites
soziales Wohnungssegment existiert, implizieren niedrige Erwerbseinkommen oder
Erwerbslosigkeit nicht mehr automatisch unzureichende Wohnverhältnisse oder ein
Abdriften in die Wohnungslosigkeit. Soziale Ungleichheit am Wohnungssektor wird
zwar nicht völlig aufgehoben, jedoch auf eine von der Allgemeinheit akzeptierte
Ausprägung reduziert. Erst in dem Maß, in welchem eine Verringerung der sozi-
alen Wohnungsbestände erfolgt, wird der Konnex zwischen der individuellen Lage
auf Arbeits- und Wohnungsmärkten wiederhergestellt (Harloe 1995; Häussermann
1998).

Der zweite wichtige Effekt des marktfernen Modells liegt in dessen unverzicht-
barem Beitrag zur gesellschaftlichen Integration. Emil Durkheims Einschätzung,
dass sich in der modernen Industriegesellschaft Sozialintegration auf Basis groß-
städtischer Solidarität ausformt (Mingione 2004), trifft für Europa im 20. Jahrhun-
dert zu. Als wichtigste Integrationsmechanismen der europäischen Stadt gelten eine
Erwerbsgesellschaft, die Vollbeschäftigung garantiert, ein solidarischer Wohlfahrts-
staat, der das Risiko temporärer Krisen im Erwerbssystem abfedert, und ein sozialer
Wohnungsbau, der sichtbare soziale Ungleichheit bei Wohnstandards und Wohn-
ortverteilung vermeidet und die soziale Kohärenz der Wohnquartiere sicherstellt
(Siebel 2004). Im individualistischen amerikanischen Gesellschaftsmodell, indem
ein funktionsfahiger sozialer Wohnbau fehlt, hat die ausgeprägte Ungleichheit in
der Wohnraumversorgung einen sozial desintegrierenden Effekt, der als nicht mehr
korrigierbar gilt (O'Connor 2004; Jargowsky 2004).
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Strukturwandel der Wohnungspolitik - auf dem Weg zum Marktmodell

Paradigmenwechsel in den Wissenschaften

Die argumentative Basis für eine Umgestaltung der Wohnungspolitik nach markt-
wirtschaftlichen Prinzipien liefern Ökonomen, die sich strikt an neoklassischen Dog-
men orientieren (Eekhoff 1988). Sie tragen wesentlich dazu bei, dass neoklassische
Analysen der Wohnungsmärkte in Diskursen von Wissenschaft, Öffentlichkeit und
Politik aufgegriffen werden und an Konsensfahigkeit gewinnen. Aus Perspektive neo-
klassischer Wissenschafter bildet die Marktwirtschaft den einzig legitimen Ordnungs-
rahmen des Wohnungssektors. Die Wohnung soll - ungeachtet ihrer spezifischen Ei-
genschaften - so wie jedes andere Konsumgut grundsätzlich marktförmig produziert
werden. Phasen, die durch eklatante Unterversorgung mit Wohnraum gekennzeichnet
sind, rechtfertigen eine direkte staatliche Intervention in die Marktzusammenhänge,
deren temporärer Charakter durch die Wahl des Fachterminus »Notlagenpolitik«
begrifflich auf den Punkt gebracht wird (Jenkis 2004, 269). Die Normalisierung der
Wohnraumversorgung ermöglicht den sukzessiven Übergang zu einem marktwirt-
schaftlichen System, das auf Basis eines grundlegend anderen Regulierungsansatzes
mit marktkonformen wohnungspolitischen Instrumenten operiert. Diese greifen
nicht direkt in die Marktmechanismen ein, sondern sollen deren optimales Funktio-
nieren garantieren. Etablierte Instrumente wie Objektförderungen oder eine gemein-
nützige Wohnungswirtschaft, die im Kanon der marktkonformen Instrumente fehlen,
werden nicht mehr als Problemlöser, sondern als Problemverursacher gewertet. Sie
gelten als kostenintensiv, ineffizient, wenig leistungsfahig und marktwirtschaftlichen
Lösungsansätzen prinzipiell unterlegen (Pöll/ Schneider 1992).

Um glaubwürdig zu bleiben, müssen auch neoklassische Analysen des Wohnungs-
marktes Lösungsansätze skizzieren, die den sensiblen Balanceakt zwischen ökono-
mischen Verwertungs- und sozialen Versorgungsinteressen am Wohnungssektor
ermöglichen. Die wohnungspolitischen Handlungsempfehlungen, die neoklassische
Studien auf Basis ihrer Fundamentalkritik am marktfernen Modell der Wohnraum-
versorgung formulieren, laufen nur ausnahmsweise auf eine Radikalauflösung der
sozialen Wohnungsbestände hinaus. Priorität hat der Funktionswandel des sozial
gebundenen Wohnungssegments, dem die Wohnraumversorgung von nicht markfa-
higen, akut armutsgefahrdeten Haushalten zugewiesen wird. Am pointiertesten hat
diese Position J. Eekhoff, Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität Köln,
vertreten. »Auf mittlere Sicht« erblickt er die Kernaufgabe der sozialen Wohnungs-
wirtschaft »vor allem darin, (...) das Zugangsproblem zu lösen, also Wohnungen für
Haushalte mit Zugangsschwierigkeiten vorzuhalten« (Eekhoff 1988,162). Dass mit
einem Abbau staatlicher Intervention am Wohnungssektor auch deren positive Ef-
fekte in gesellschafts-, konjunktur- und arbeitsmarktpolitischer Beziehung verloren
gehen, wird von den Neoklassikern systematisch ausgeblendet.

Auf der politischen Handlungsebene erfüllen Versatzstücke der neoklassischen
Theorie der Wohnungsmärkte eine legitimatorische Funktion: Sie werden typischer-
weise von jenen Parteien und Interessensgruppen aufgegriffen, die aus der Imple-
mentierung von Marktprinzipien am Wohnungssektor einen materiellen Nutzeffekt
ziehen. Ob und in welcher Form neoliberale Politikkonzepte tatsächlich in konkrete
Politikänderungen umgesetzt werden, hängt in Europa von einer Verschiebung der
Kräfteverhältnisse zu konservativen und liberalen Parteien, und auch vom Wandel
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der wohnungspoJitischen Grundsatzprogramme ab (für Deutschland: Egner u. a.
2004; Harlander 2006a, 2006b). Konservative Regierungen greifen am konsequentes-
ten in die etablierten Fördersysteme ein; die Chancen auf zwischenparteiJiche Kom-
pro missbildungen verbessern sich in dem Maße, in welchem sozialdemokratische
Parteien (SPD, Labour-Party) ihre wohnungspolitische Programmatik modifizieren
und marktwirtschaftlichen Politikansätzen einen höheren Stellenwert einräumen.
Unabhängig von ihrer konkreten parteipolitischen Zusammensetzung geraten west-
europäische Regierungen unter den Druck handlungskompetenter Interessensvertre-
tungen der Wirtschaft, die auf eine staatliche Ausgabenreduktion für die öffentliche
Wohnbauförderung und den Abbau staatlicher Regulierungen auf den Wohnungs-
märkten drängen.

Die rezenten Politikänderungen markieren in dreifacher Hinsicht einen Bruch mit
dem etablierten Instrumentarium staatlicher Wohnungspolitik:

Erstens erfolgt eine Deregulierung der Mietpreisregelungen, welche die Basis für
den übergang zu marktkonformen Mietpreisen und damit zur profitablen Verwer-
tung der Immobilienbestände legt. Sie bewirkt eine deutliche Differenzierung des
Mietpreisniveaus in Abhängigkeit von Qualität, Größe und Lage der Wohnung so-
wie der sozialen Zusammensetzung des Wohnumfelds. Anders als im sozialen Woh-
nungssegment sind die Marktpreise für Wohnungen hochgradig volatil und reagieren
bereits auf kurzfristige Schwankungen auf der Angebots- oder Nachfrageseite.

Zweitens wird das staatliche Wohnbaufördersystem so umgestellt, dass bei re-
duziertem Gesamtfördervolumen eine Schwerpunktverlagerung von Objekt- zu
Subjektförderungen und eine Aufwertung der (in- )direkten Wohnungs eigentums-
förderungen (durch steuerrechtliche Instrumente) erfolgen. Objektförderungen er-
halten ein geringes Mindestmaß an sozialem Wohnungsneubau aufrecht, um die
Grundversorgung jener Haushalte sicherzustellen, die aus ökonomischen Gründen
keinen Zutritt zum Wohnungsmarkt bekommen. Dass nachfrageseitige Subjektför-
derungen in neoklassisch inspirierten Politikkonzepten eine zentrale Rolle spielen,
entspricht der Logik einer marktgesteuerten Wohnungsversorgung. Subjektförde-
rungen dienen als marktkonforme Instrumente, um die individuelle Kaufkraft der
Wohnungsnachfrager auf schwach regulierten Wohnungsmärkten zu verbessern.
Für die Legitimation dieser sozialpolitischen Transferleistung ist die Wahl einer
geeigneten politischen Semantik entscheidend. Mit politischen Schlüsselbegriffen
wie sozialer Treffsicherheit und sozialer Gerechtigkeit assoziiert, sind Subjektförde-
rungen in hohem Maß konsensfahig. Widerspruch erhebt die deutsche Forschungs-
gesellschaft »empirica«, die prognostiziert, dass sich die regionalen Wohnungsteil-
märkte in Europa und Deutschland aufgrund des demografischen Strukturwandels
von Vermieter- zu Mietermärkten wandeln. Ein Überangebot an Wohnungen wird
nach den Berechnungen der »empirica« einen Preisverfall induzieren, der Subjekt-
förderungen ab ca.lOIS weitgehend überflüssig werden lässt (empirica 2006). Als
weitere Politikänderung erfolgt eine Akzentverschiebung zu indirekten steuerlichen
Förderungen, die gleichfalls als marktkonforme Instrumente wirken und Privatka-
pital in den Miet- und Eigentumswohnbau lenken sollen. Direkte Eigentumsfcirde-
rungen (wie die »Eigenheimzulage« in Deutschland), die konservative Regierungen
aus eigentumsideologischen Erwägungen und sozialdemokratische Regierungen
aus klientelpolitischen Motiven aufrechterhielten, gerieten unter den Druck von
Konsolidierungszwängen der öffentlichen Haushalte. Als alternatives Instrument
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staatlicher Wohnungseigentumspolitik bietet sich die preisgünstige Veräußerung
von Sozialwohnungen an deren Mieter an.

Die gravierendste Strukturänderung betrifft die Privatisierung von sozial gebun-
denen Wohnungsbeständen an renditeorientierte Privateigentümer. Nach der Priva-
tisierungswelle britischer Kommunalwohnungsbestände während der 1980er Jahre
erfolgt gegenwärtig eine Privatisierung der Sozialwohnungen deutscher Kommunen
und Länder an institutionelle Investorengruppen. Die kommunalpolitischen Macht-
konstellationen sind für Privatisierungen nur bedingt verantwortlich, da neben kon-
servativen, auch sozialdemokratisch dominierte Kommunen ihre in Kapitalgesell-
schaften gebündelten Wohnungsbestände veräußern. Stärker ins Gewicht fallen bud-
getpolitische Kalküle, wobei sich die Erwartung einer kurzfristigen Budgetsanierung
durch marktkonforme Erlöse aus Wohnungsverkäufen nur ausnahmsweise erfüllt.
Regulationstheoretische Argumentationen diagnostizieren den Übergang zum »Un-
ternehmen Stadt«, dessen Entscheidungsprozesse und Verwaltungsabläufe betriebs-
wirtschaftlichen Kriterien unterworfen werden. Der Abbau von Finanzschulden und
die Beschränkung kommunaler Aktivitäten auf das Kerngeschäft Wirtschafts- und
Standortpolitik hat für die kommunalpolitischen Entscheidungsträger Priorität. Dass
mit Wohnungsverkäufen stadtentwicklungspolitische und letztlich auch standortpo-
litische Steuerungskompetenz aufgegeben und die soziale Polarisierung vorangetrie-
ben wird, nehmen die Akteure offenbar in Kauf. Das sinkende kommunalpolitische
Gewicht der sozialen Großwohnsiedlungen, die aufgrund einer geringen Wahlbetei-
ligung Kommunalwahlen nicht mehr entscheiden, erleichtert selbst sozialdemokra-
tischen Politikern den Verkaufsbeschluss. Ein Generationenwechsel in der Kommu-
nalpolitik befördert den Aufstieg eines neuen Politikertypus, der während seiner Po-
Iitkarriere keine Führungsfunktionen in den kommunalen Wohnungsgesellschaften
wahrgenommen hat und Wohnungsvergaben nicht mehr zum Aufbau persönlicher
Loyalitätsbeziehungen nutzt (Egner 2004, 27f).

Auf der Nachfrageseite engagieren sich private Kapitalgeber und speziell kapital-
starke (in- und ausländische) Immobilienfonds in wachsendem Ausmaß im nicht
sozial gebundenen Wohnungsbestand. Die Volumina an anlagesuchendem Kapital
sind deutlich gewachsen. Das Kapitaldeckungsverfahren, auf dem die Altersversor-
gungssysteme in den USA und Großbritannien basieren, generiert in der Aufbaupha-
se hohe Finanzzuflüsse, die Fondsmanager unter permanent hohen Veranlagungs-
druck setzen. Pensionsfonds drängen auf die europäischen Immobilienteilmärkte
und verlagern dabei ihren Investitionsschwerpunkt zunehmend von Büroflächen
und Feriendomizilen auf Wohnungen (Salzburger Nachrichten 18.8.2005). Von
Mietpreis- und Belegungsbindungen befreit, erscheinen Wohnungs bestände als
lukratives Investitionsfeld, wo zunehmend anspruchsvollere Renditeziele in knap-
per Zeitspanne realisierbar sind. Im Rahmen ihres aktiven Portfoliomanagements
betreiben die institutionellen Anleger eine ausgesprochen kurzatmige Investitions-
strategie: Die Wohnungsbestände und Gewerbeimmobilien sind Investitionsobjekte,
die bei günstigen Marktbedingungen abgestoßen oder umgeschichtet werden (vgl.
die Schwerpunktausgabe WBFÖ3 (2003) 4-8); zukünftig könnten diese Kapitalge-
ber auch als potenzielle Anbieter von Finanzierungsmitteln im Wohnungsneubau
fungieren. In dem Maße, in welchem die Bauträger in den Einflussbereich privater
Investoren geraten, werden kurzfristig orientierte Managementstrategien im Woh-
nungswesen weiter an Bedeutung gewinnen.
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Als privatisierbar erweisen sich qualitativ ansprechende (jüngere oder sanierte)
Wohnungsangebote, die in attraktiven urbanen Lagen situiert sind. Die Restbestände
des sozialen Wohnbaus durchlaufen einen Funktionswandel, da sie als Instrumente
zur Wohnraumversorgung nicht marktfahiger Haushalte dienen sollen. Durch Ab-
senkung der Einkommensgrenzen, die den Zugang zu Sozialwohnungen regulieren,
verändert sich die Zielgruppenkonzeption des sozialen Wohnungssektors. Eine Fehl-
belegung durch Haushalte, die während ihres Erwerbszyklus Einkommensgewinne
erzielen und die Einkommensgrenzen für Sozialwohnungen überschreiten, wird von
den wohnungspolitischen Akteuren als problematisch empfunden. Das traditionelle
Zielgruppenkonzept des sozialen Wohnungssektors, das im Prinzip nur Haushalte
mit hohem Vermögen von Sozialwohnungen ausschließt, scheint verteilungspoli-
tischen Zielsetzungen nicht mehr zu entsprechen. Daher experimentieren einzelne
Staaten (Deutschland, Frankreich) mit »Fehlbelegungsabgaben«, die von Haushal-
ten, deren Einkommen die definierten Grenzwerte überschreiten, zu entrichten sind.
Niedrigere Einkommensgrenzen sollen bei Wiedervermietung eine Wohnungsbele-
gung durch leistungsschwächere Haushalte gewährleisten.

Diese fundamentalen Politikänderungen - die Deregulierung, die stärkere Sub-
jektorientierung des öffentlichen Fördersystems und die sukzessive Auflösung sozi-
aler Wohnungsbestände durch Privatisierungen - sind Indizien für den Übergang
zu einer marktgesteuerten Wohnraumversorgung in weiten Teilen Mittel-, Ost- und
Westeuropas. Trotz länderspezifischer Unterschiede ist die Richtung des Wandels in
vielen Staaten ident. Ordnet man nationale Wohnungspolitiken wohlfahrtsstaatli-
chen Regimetypen zu (zur Typologie von Wohlfahrtsstaaten siehe Esping-Andersen
1996), dann wird erkennbar, dass für liberale Wohlfahrtsstaaten (wie England oder
die Schweiz) das residuale Modell der Wohnraumversorgung, für korporatistische
(Österreich, Frankreich) und universalistische Wohlfahrtsstaaten (Schweden, Finn-
land) dagegen das marktferne Modell strukturprägend ist. In Schweden existiert ein
umfangreicher gemeinnütziger Wohnungssektor, dessen Aufbau durch staatliche
Direktsubventionen aus dem Steueraufkommen finanziert wird. Das soziale Woh-
nungswesen verfolgt die Zielsetzung, die schwedischen Staatsbürger unabhängig
von Arbeitsmarktposition und Einkommenslage mit qualitativ ansprechendem und
preisgünstigem Wohnraum zu versorgen. Im korporatistischen Regimetyp fallt die
Reichweite des marktfernen Modells geringer aus, da Einkommensgrenzen exis-
tieren und der politische Anspruch einer Vollversorgung der Bevölkerung nicht
explizit formuliert wird. Von den korporatistischen Staaten hat sich Deutschland in
den letzten zwei Jahrzehnten konsequent in Richtung des residualen Fürsorgemo-
dells bewegt.

Österreich verzichtet bisher auf eine forcierte Deregulierungs- und Privatisie-
rungspolitik am Wohnungssektor und prolongiert die öffentliche Wohnbauförde-
rung als zentrales Instrument der Wohnungspolitik, dessen Wirksamkeit durch eine
enge Verbindung mit leistungsfahigen gemeinnützigen Wohnungs anbiete rn steigt.
Gleichfalls behielt die österreichische Wohnungs- und Wohnbauförderungspolitik
ihre MiUelschichtenorientierung bei und vollzieht keinen Übergang zu einem residu-
alen Fürsorgemodell für leistungsschwächere soziale Gruppierungen. Prinzipiell gilt,
dass für den Bezug von geförderten Wohnungen relativ großzügige Einkommens-
grenzen gelten und im Prinzip nur wirklich vermögende Haushalte keinen Zutritt
zu Sozialwohnungen erhalten. Ein Anstieg des Haushaltseinkommens über diese
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Einkommensgrenzen hinaus hat für die betreffenden Haushalte keine finanziellen
und rechtlichen Konsequenzen (Donner 2000).

Folgeeffekte des Marktmodells der Wohnraumversorgung

Wo der Schritt zum Marktmodell vollzogen wird, greifen neue Prinzipien und Lo-
giken der Wohnraumbewirtschaftung Platz, die gruppen- und schichtspezifische Un-
terschiede bei den Wohnstandards in dramatischer Weise verschärfen.

Subjektförderungen sind ein charakteristisches Beispiel für unintendierte Fol-
gen wohnungs politischen HandeIns. Als Instrumente zur sozialen Stabilisierung
der Bewohnerstrukturen und zur finanziellen Entlastung der Haushalte konzipiert,
entfalten sie in der Praxis gegenteilige Wirkungen. Vermieter, die auf dem schwach
regulierten Mietwohnungsmarkt agieren, nehmen Subjektförderungen als Marktsig-
nale wahr und reagieren bei Nachfrageüberhang mit Mietpreiserhöhungen. Zudem
können Subjektförderungen soziale Verdrängungsprozesse nur in jenen Wohnob-
jekten verhindern, die Mietpreisobergrenzen und Belegungsbindungen unterliegen.
Bei Sanierungsprojekten von Altwohnungsbeständen westeuropäischer Großstädte
wird diese Mindestanforderung nicht durchgehend erfüllt.

Die Privatisierungspolitik der öffentlichen Hand führt bereits kurzfristig zur
Durchsetzung einer marktorientierten Bewirtschaftung des Wohnungsbestands. In
Abgrenzung zu den Kommunen, die sich zu einer sozialorientierten Belegungs- und
Mietpreispolitik verpflichtet sehen, liegt die strategische Zielsetzung der privaten
Neoeigentümer in einer Verwertung der erworbenen Wohnungsbestände zu Markt-
preisen. Trotz Garantieerklärungen von Managern und Politikern können Mietpreis-
und Belegungsbindungen nach dem Eigentümerwechsel nicht mehr aufrechterhalten
werden; zugleich sinken die Möglichkeiten der Kommunen, den privaten Akteuren
auf den Wohnungsmärkten soziale Verpflichtungen aufzuerlegen, signifikant. In
deutschen Städten beschränkt sich die kommunale Intervention zunehmend auf den
öffentlich geförderten Erwerb von Belegungsrechten für private Mietwohnungen.
Der Logik des Marktmodells entsprechend, erfüllen sie eine residuale Fürsorgefunkti~
on für nicht marktfahige Gruppierungen. Da private Vermieter Belegungsbindungen
als substanzielle Einschränkung ihrer unternehmerischen Dispositionsfreiheit ein-
stufen, bleiben die kommunalen Kontingente an Belegungsrechten gering und rei-
chen günstigstenfalls für eine Wohnraumversorgung der einkommensschwächsten
Haushalte aus.

Unter den Bedingungen eines irreversiblen erwerbsgesellschaftlichen Wandels
wirkt die Marktsteuerung als Verstärker der sozialen Ungleichheit in der Wohn-
raumversorgung, die anhand qualitativer Indikatoren (Wohnqualität, -ausstattung,
Wohnflächel Person, Wohnumfeld) gemessen werden kann. Für eine schmale urbane
Einkommenselite, die ihren beruflichen und sozialen Aufstieg der Dienstleistungs-
ökonomie verdankt, bedeutet die Marktsteuerung ein Mehr an Wahloptionen, für
ökonomisch leistungsschwache Haushalte dagegen mehr Zwang und Druck. Da die
Theorie des Marktversagens für den Mietwohnungsmarkt zutrifft, gestaltet sich die
Wohnraumversorgung dieser Gruppe zunehmend schwieriger. Am unteren Ende
der Zahlungsfahigkeit sind sie auf administrative Wohnungszuweisungen durch
die Kommunen angewiesen. In Deutschland existiert mit den Bestimmungen von
»Hartz IV« ein sozialautoritäres Instrument zur Disziplinierung sozial benachtei-
ligter Haushalte in Bezug auf Wohnungsgröße und Wohnungskosten (Holm 2006).
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Zugleich bewirkt das Marktmodell eine Verallgemeinerung von Wohnungsproble-
men, die zunehmend arbeitsmarktintegrierte Mittelschichtenhaushalte betreffen.
Auf steigende Wohn- und Wohnnebenkosten reagieren sie mit Umschichtungen im
Haushaltsbudget und reduzieren ihre Ausgaben für andere Konsumgüter. Das Risiko
für Mittelschichtenhaushalte liegt weniger in der Verdrängung in qualitativ schlechte
Wohnungsbestände, als vielmehr in reduzierten Mobilitätschancen oder temporärer
Immobilität am Wohnungsmarkt. Wohnungswechsel, die eine Anpassung an verän-
derte familiäre Bedürfnislagen ermöglichen, gelingen häufig nur um den Preis einer
deutlich erhöhten Wohnkostenbelastung des Erwerbseinkommens, die in eine Phase
verschärfter Arbeitsmarktrisken und sinkender Realeinkommen fallt. »Neue Selbst-
ständige«, die Wohn- und Arbeitsfunktionen (re- )integrieren, Alleinerzieher und
junge Ein-Personen-Haushalte formulieren neue Wohnpräferenzen, die bei instabi-
len Arbeitsmärkten nicht im Rahmen des Marktmodells der Wohnraumversorgung
zu befriedigen sind.

Die sozialräumliche Seite des Marktmodells - auf dem Weg zur sozial
segregierten Stadt?

Wachsende soziale Ungleichheit der Wohnraumversorgung findet ihren Ausdruck
in verschärften sozialräumlichen Segregationstendenzen in den urbanen Ballungs-
zentren. Mit dem Übergang der sozialen Wohnungsbestände in den freien Woh-
nungsmarkt wird ein wichtiger Integrationsmechanismus der Stadtgesellschaften
nachhaltig geschwächt. Empirischen Studien (Friedrichs/ Van Kempen 2004; Häus-
sermann/ Kapphan 2004), die sich mit dem Segregationsphänomen in ausgewählten
europäischen Großstädten beschäftigen, weisen auf im Prinzip vergleichbare Ver-
laufsmuster sozialräumlicher Polarisierungsprozesse hin.

Für leistungsschwächere Haushalte bedeutet die Sanierung von Innenstadtwoh-
nungen (zu Miet- oder Eigentumswohnungen im oberen Preissegment) einen räum-
lichen Mobilitätszwang, der durch den Rückgang des Angebotes an Sozialwohnungen
in innerstädtischen Lagen verschärft wird. Haushalte, die sich die Wohnungspreise
und -mieten der sanierten Wohnungen nicht mehr leisten können, beginnen sich in
den peripheren Großsiedlungen des Sozialwohnbaus zu konzentrieren. Parallel zur
Aufwertung der Innenstädte (»Gentrifizierung«) entwickeln sich jüngere Sozialwoh-
nungsbestände zu einem Auffangbecken für sozial marginalisierte Bevölkerungsgrup-
pen, oder solche, die von sozialer Ausgrenzung akut bedroht sind (Friedrichs/van
Kempen 2004). Niedrigere Einkommensgrenzen für Sozialwohnungen stellen in Ver-
bindung mit kommunalen Belegungspolitiken sicher, dass einkommensschwächere
Haushalte in wiedervermietete Sozialwohnungen nachrücken. Dadurch schärft sich
das Sozialprofil der Großwohnsiedlungen in Richtung stärkerer sozialer Homogenität
und verlieren die Stadtviertel zunehmend den Charakter durchmischter Zonen aus
Haushalten mit unterschiedlichen Einkommenslagen, sozialem Status und Lebensstil.
Für Haushalte mit höherem Einkommen sinkt der Wohnwert der Wohnkomplexe,
wenn Familien zuziehen, die dauerhaft von staatlichen Sozialtransfers abhängen und
aufgrund ihres abweichenden Wohnverhaltens in anderen Stadtvierteln nicht akzep-
tiert werden (Farwick 2001). Die Verwahrlosung des öffentlichen Raums sowie eine
qualitative Verschlechterung des privaten und öffentlichen Dienstleistungsangebots
mindern die Attraktivität von Wohnstandorten. Der Paradigmenwechsel der staatli-
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chen Wohnungspolitik zum residualen Fürsorgemodell hat erhebliche Auswirkungen
auf das räumliche Mobilitätsverhalten der Mittelschichten. Die Einführung von Fehl-
belegungsabgaben, die Sozialmieten erhöhen, vermittelt Mittelschichtenhaushalten
einen starken Impuls zum Wegzug aus den sozialen Wohnsiedlungen der städtischen
Peripherie und zur Begründung von Wohnungseigentum in suburbanen Wohngebie-
ten (Häussermann/ Siebel2004, 160ff; Egner u. a. 2004; für England Power 1998; zur
Segregation in Frankreich Wacquant 2004).

Dass in Schweden mit seinem marktfernen Modell der Wohnraumversorgung
Segregation nur punktuell existiert, liegt nicht allein am Verzicht auf Einkommens-
grenzen oder soziale Belegungspolitiken. Mietwohnungen unterscheiden sich in
Schweden durch ihre Architektur und bauliche Gestaltung kaum von mehrgeschos-
sigen Eigentumswohnanlagen und behalten dadurch ihre Attraktivität für Familien.
In Finnland zeichnen sich die Wohnobjekte der »housing corporations« häufig durch
gemischte Bewohnerstrukturen aus Mietern und Eigentümern aus (Tulla 1998,264).
Verglichen mit monostrukturellen Mietwohnblöcken erweisen sich Wohnanlagen
mit einem höheren Anteil an Eigentumswohnungen im Allgemeinen als sozial sta-
biler. Da Einzeleigentum an Wohnraum eine unverändert bindende Wirkung entfal-
tet, erreicht die räumliche Mobilität ein deutlich geringeres Niveau (Jessen 2003).

Selbst in jenen Stadtvierteln, wo Teile der Bevölkerung aufgrund von Dein-
dustrialisierungen ihre Beschäftigungsmöglichkeiten verlieren, bremst ein intakter
sozialer Wohnungsbestand deren kollektive soziale Deklassierung. Wie die Situati-
on im Amsterdamer Viertel Spangen dokumentiert, unterscheiden sich die Sozial-
wohnungen der Arbeitslosen optisch kaum von jenen der arbeitsmarktintegrierten
Mittelschichten. Im Gegensatz zu den französischen Wohnkomplexen der banlieues
werden die Bewohner von der Kommunalpolitik nicht vernachlässigt, sondern pro-
fitieren von kommunalen Investitionen in soziale Infrastruktureinrichtungen. Zwar
können die Kommunen die Arbeitsmarktentwicklung nicht mehr regulieren, doch
sind sie in der Lage, durch den sozialen Wohnbau einen zentralen Daseinsbereich
wirksam den Marktmechanismen zu entziehen (Burges/ Kloostermann 1998). Auf-
grund des intakten sozialen Wohnungswesens bleibt die Kausalbeziehung zwischen
Arbeits- und Wohnungsmarktlage in den Niederlanden unterbrochen.

Schlussfolgerungen

Orientiert man sich am wissenschaftlichen und politischen Mainstream, dann ist
staatliche Intervention auf den Wohnungsmärkten legitim, sofern sie der Wohnraum-
versorgung nicht marktf<ihiger Individuen dient. Wohnungspolitik hat den Charakter
eines weitreichenden gesellschaftlichen Steuerungs- und Integrationsinstruments
verloren, das gravierende soziale Ungleichheit der Wohnraumversorgung und sozi-
alräumliche Segregation in den Stadtgesellschaften entschärft. Die Durchsetzungs-
Hihigkeit neoklassischer und neoliberaler Politikansätze liegt darin begründet, dass
Alternativpositionen kaum artikuliert werden, budgetintensive Förderausgaben in
Widerspruch zu kurzfristigen Konsolidierungszwängen geraten und wohnungspoli-
tische Fragen im öffentlichen und politischen Diskurs lange dethematisiert wurden.
Wohnungspolitische Kurswechsel zur Marktsteuerung laufen indes auf kein Positiv-
summenspiel hinaus. Trotz kurzfristiger Einsparungseffekte verursacht das Marktmo-
dell in längerfristiger Perspektive hohe Folgekosten, da in segregierten Stadtquartieren
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mit ihrer Kumulation von Problemlagen (Verwahrlosung des Raumes, Vandalismus,
Alkoholismus, Kriminalität, Stigmatisierung der Bewohner) verstärkte öffentliche
Interventionen in Form von aufwändigen quartierspezifischen Programmen (Quar-
tiersmanagement) erforderlich werden (Dangschat/ Alisch 1998). Die relative Sta-
bilität der österreichischen Wohnungs- und Wohnbauförderungspolitik sowie ihrer
Mittelschichtenorientierung hat zur Konsequenz, dass den österreichischen Städten
jene negativen Entwicklungen erspart blieben, die der Übergang zum Marktmodell
auslöst.
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